Fall 11: Der Ladendetektiv

(OLG Karlsruhe, NJW 2004, 3724)

Ladendetektiv A erwischte X beim Ladendiebstahl. A verbrachte X in sein Büro und nahm eine Strafanzeige auf. Hierbei fragte X den A mehrfach, „ob man mit der Anzeige nicht etwas machen könne“. Nachdem A die Anzeige zu Ende geschrieben hatte, forderte er von X für das Fallenlassen der Anzeige (also deren Nichtweiterleitung an die Polizei) 500 €. X zahlte. A ließ ihn wieder laufen und schmiss die Anzeige in den Papierkorb.

Strafbarkeit des A?
Lösungsskizze:

I. Indem A von X für das Fallenlassen der Anzeige 500 € forderte, kann er sich nach § 253 I StGB (Erpressung) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) A müsste X zunächst ein empfindliches Übel in Aussicht gestellt, ihm also gedroht haben. Problematisch ist hierbei zweierlei:

aa) Da A damit gedroht hat, die bereits gefertigte zu Recht erhobene Anzeige (X hat einen Diebstahl begangen) nicht fallen zu lassen, drohte er letztlich mit einem erlaubten Übel. 
(1) Wer nur die rechtlich garantierte Freiheit als geschützt ansieht, der wird folgerichtig die Drohung mit einem erlaubten Tun als tatbestandslos ansehen. Vom Bedrohten sei dann aus Rechtsgründen zu verlangen, dass er der Drohung standhält (so etwa Horn, NStZ 1983, 497 (499)).
(2) Hiergegen spricht jedoch, dass es die Rechtsordnung dem Täter zwar erlaubt, das erlaubte Tun auch tatsächlich auszuführen. Beschränkt er sich aber darauf, es dem Opfer nur anzudrohen, so muss er auf die Konnexität zwischen Leistung und Gegenleistung achten. Fehlt zwischen beiden ein innerer Zusammenhang, so entfällt damit die rechtliche Legitimität für den vom Täter beim Opfer hervorgerufenen Willenszwang und der Täter begeht Unrecht. Auch eine Drohung mit einem erlaubten Tun ist in diesen Fällen zu Recht mit der überwiegenden Ansicht zu bejahen (so BGHSt. 5, 254 (256 f.), BGHSt. 31, 195 ff., Geppert, Jura 2006, 31 (36 f.), Maurach/Schroeder/Maiwald, BT 1, 9. Aufl. 2003, § 13 Rn. 27 und Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 240 Rn. 20). Da zwischen dem Fallenlassen der Anzeige und der Zahlung von 500 € kein innerer Zusammenhang bestand, ist die Drohung Unrecht.
bb)  Insoweit A dem X mit einem Unterlassen drohte, stellt sich die Frage, ob hierfür eine Garantenstellung iSd § 13 StGB im Verhältnis zum Bedrohten erforderlich ist.
(1) Nach der früher vertretenen Rechtspflichttheorie (vertreten von RGSt. 14, 264 (265), RGSt. 63, 424 (425), BGH, GA 1960, 277 (278), BGH, NStZ 1982, 287, Arzt/Weber, BT (2000), § 9 Rn. 50 f., SK-StGB/Horn/Wolters, Rn. 16 zu § 240, Schmidhäuser, BT, 2. Aufl. 1983, 4/15 sowie Zopfs, JA 1998, 813 (817 ff.)) wurde eine Rechtspflicht zum Handeln verlangt, die bei der Ausführung des angedrohten Unterlassens verletzt würde. Begründet wurde dies damit, dass der Täter bei einer fehlenden Rechtspflicht das Opfer lediglich auf eine bereits bestehende Notlage hinweise und damit die Lage des Opfers nicht beeinträchtige sondern um eine weitere Entscheidungsmöglichkeit erweitere.  

(2) Seit der Grundsatzentscheidung BGHSt. 31, 195 ff. im Jahre 1983 wird in der Rechtsprechung (BGHSt. 31, 195 ff. mit Anm. Geilen, JK, StGB § 240/8, BGHSt. 44, 68 (75 ff.), BGHSt. 44, 251 (252) mit Anm. Otto, JK 99, StGB § 253/5 und OLG Karlsruhe, NJW 2004, 3724) und Teilen der Literatur (LK/Träger/Altvater, 11. Aufl., § 240 Rn. 62, MüKo-StGB/Gropp/Sinn, § 240 Rn. 83 ff., Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 240 Rn. 20 sowie Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 240 Rn. 34) auf eine Rechtspflicht verzichtet. Dies beruht auf der zutreffenden Ansicht, dass § 13 StGB nicht einschlägig ist: denn der Täter unterlässt nicht etwas, sondern er droht mit einem positiven Tun. Es kommt also nicht darauf an, womit gedroht wird, sondern wie er droht. Hiernach bedurfte es keiner Garantenstellung des A gegenüber X.
b) Das abgenötigte Verhalten lag in der Zahlung des Geldes.

c) Unabhängig davon, ob man im Rahmen des § 253 StGB verlangt, dass die abgenötigte Handlung eine Vermögensverfügung darstellen muss (so das Schrifttum) oder nicht (so bekanntlich die Rechtsprechung) lag in der Zahlung des Geldes eine.

d) Ob dem X ein Vermögensnachteil entstanden ist, hängt davon ab, ob man im Rahmen der Differenzhypothese berücksichtigen kann, dass X durch das Beseitigen der Strafanzeige um eine Geldstrafe herumgekommen ist, die man gegen rechnen müsste. Hiergegen spricht aber, dass der Geldstrafe einen Sanktionscharakter eigener Art hat, der ein Vermögenscharakter abzusprechen ist (vgl. nur OLG Köln, NJW 2002, 527 (528), OLG Karlsruhe, NJW 2004, 3724 und Wessels/Hillenkamp, BT 2, 30. Aufl. 2007, Rn. 537).

2. Subjektiver Tatbestand: A handelte vorsätzlich sowie mit der Absicht rechtswidriger und stoffgleicher Bereicherung.


3. Das Fordern von Geld für das Zurückziehen der Anzeige war ist in der Zweck-Mittel-Relation verwerflich, so dass die Tat rechtswidrig ist.

4. Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


5. Ergebnis: A hat sich nach § 253 I StGB strafbar gemacht.

II. Eie Strafbarkeit nach § 299 I StGB (Bestechlichkeit im geschäftlichen Verkehr) scheidet aus, da A als Ladendetektiv nicht die nötige Tätereigenschaft im Sinne der Norm hat.
III. Eine Urkundenunterdrückung (§ 274 I Nr. 1 StGB) durch das Zerstören der Anzeige, einer Urkunde, deren Beweisführungsbefugnis der Ladeninhaber hatte (dem die Urkunde daher gehörte!), scheitert daran, dass subjektiv neben einem Vorsatz eine Schädigungsabsicht vorliegen muss, an der es vorliegend fehlt – A wollte den Ladeninhaber nicht schädigen.

IV. A hat sich durch das Vertuschen des Diebstahls des X jedoch nach § 258 I StGB (Strafvereitelung) strafbar gemacht, insoweit davon auszugehen ist, dass hierdurch die Ermittlungen der Polizei gegen X zumindest für geraume Zeit (mindestens 10-14 Tage) nicht erfolgten.

V. Konkurrenzen und Ergebnis: A hat mit der gleichen Handlung X erpresst und die Strafvereitelung begangen, so dass beide (gegen verschiedene Rechtsgüter gerichtete) Delikte in Tateinheit stehen. A hat sich nach §§ 253 I; 258 I; 52 I StGB strafbar gemacht.
